
Wien .. 28.Februar 1946 .. 

Der Bundosminißtor für F'inanzen Dr.ZillllllermP,nn te.ilt in 

Boa n t w " r tun iI .. 

dor in der .Si t zune des. Nationalrates vom 18.Jänner 1946 geste llten Anfrage der Abgo ... 

ordneten Je r i s c h, Pro k s c h 1 Wilhellllino 1\1 0 i k und Genossen we~en Nach- ; 

za...~lung der Be züge an die öffentlichen Bediensteten undPon$illl1isten sowie wegen 

Nachzahlung der Renten an die Unfall-, Invaliden- und Angestelltonrtmtner J rai t ~ 
.-: 

Angosichts dor in der orsten Zeit nach der Bofreiung ,Österreichs h8rrsch0~don 

vöJligen tJnt1.<lrhoi t über die fin:1nzielle Lago mussto sich die Regierung boi der Aus-: 

zahlung VOll Bezußsvörschü:3sen 3n die 5ffentlichen Bodiensteten in dOT russischen Be­

sGtzungsiolle weitgehondo Boschränkungen durch die Festsetzung von Illichstboträgen 

auforlegun" Diese ~,f"l.SSnahm8 war sowohl a.us. budgetä:rGn als auch a.uS Brwäguneen vviihrungs­

politischer Natur unorlässlich. Von Angeginn an war os das Bostreben der Regieru~e, 

die Höchstbeträ;;J in dem Maße zu stoigern, als es die finanzielle Entwicklung erlaub-qe. 

Doi- Hauptteil d~r öffentliehenBedienstotan hatte fÜr die ß[o:rra·t'e April,. 

l\1,;::ti und Juni 194G noch vön dern früheren R\J~!.ime Vorschüsse in der vollen Höhe ihrer Bd ... 

zügo erhalten. Im Monat Juli 'wurdon Höchstbeträge von 150 RM an alle in Verwendung 

genommenen öffentlichen Bedionstoton der russischen Besatzungszone (einschliesslich ' 

Wiens) zur Aus zahlung galracht. Schon im Auzust war eS möglioh, den rröchstbütrag der' 

Aktivi tätsbozüge auf' 240 &\t net tozu erhöhen. Für Sopt.e~ber .'Und Oktober konnten 80% 
. I 

und ab NC}vomber b0xeits 100% des L::tzten roichsrechtliQhen für April 1945 eebühl1end~n 

Aktivitätsbozugcfs ausbozahlt worden. bureh dio 'etapp.enweise Erhöhung des Höchstbet~ä~ 

wurde der Kreis jener Bediensteten, welche die vollon Aprilbezügo orhielton, ständig! 

erweitert. 
. . 

Die Provisorische Staatsregierung hat von Anfang an die Nachzahluns der 
i 

RestguthabEill , die stch aus der Abrochnung der V6rschüsse für die einaelnon JI.~ol1ato er"'; 
! 

gibt~ in Aussicht genommon, zumal die y~n d8r Regierung getroffene Bezug3roeelunß nU1 
in oiner Zone Österreichs wirksa'!l \'V'ordon kahnte. nie Nachzahlung kann nnturgomiisp l1U~ 

im Rdbmen <iur fin.:1.nziullon !.vlöglichkeitun orfolgent doch i5t die Rogierung ~emüht 1 di~se 

'!I-uszahlun:~ möglichst zu beschleunigen. Schon im :bi wurden deshalb die Aprilbezügo ; 
I 

flüssig gemacht .. Im Do zember 1945 wurden die Restguthaben für den Monat Mai ausbo2c~h*. 

Die AUSz~lhlung der Restguthaben für den Jllonat Juni ist im. Zuee. Weiters ist derzeit 

ber(;it s· die Feststellung der Höhe der sich fUr den Monat Juli erge.onden Rest~uthabo~ 

v~rfü,:t '"eDio Nllc~zahlun~ d~eser :R~stbeträee. ist nach l~Bgabo ~. er budgGtäron JEÖel~Chkeliton 
. fur dle Ulonate M.SI-rz!Ap:nl :Ln AUSSlcht g'::lllormnen. Für Mal ist dl.e Naohzahlung der -'l.ueus~-

bc,~;üg..:; und. für Juni die Abstnttu.ng 

und Oktobor 1945 beabsichtigt. 

I 
I 

der s.oLtann vorbleibende" Restbeträge fÜ", Suptember 
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Beiblatt zu.r Parl3.lllentskorrespo~d,~nz .. 

2 .Bciblat t 

. ., .. ., ... und Oktober 1945 beabsichtigt t 

Die Bezugsreeelung für die Pensionsl'arteien erfolgte in Anlehnung an dia 

geschilderte Vorgangswoise bei den in Dienstesverwandung genommenen aktivon Bedienstoton J 

jodoch etwas langsamer, dn. dio Erfassung und Sichtung der Bazugsbere~htigten hier .esol~" 

deren Schwierigkeiten pegegnet, die auch heute noch nicht überwunden sind. 

berzeit erhalten alle Pensionsparteienbei Mt>nats'[.lozügen von höchstens 

S 300. netto die vollen NettobezUee I bei höheren BozUgen erh~lttm öffontliche Zivil­

staEltsbediElllstete des Ruhostandes und deren Uintß:rblieb8ne, wann der VJrsorgunzsfall 

nach t1sterreichischem Recht behandelt wurde, die vöblen Nettobezügo, "ronn abor der Ver­

sorgungsfall nach deutschem Recht behandelt wurdo, nur 80%, mindestens aber S 300. ~ie 

13eschränkurlg auf 80% anles sich wegen der Überhöhung der reichsrechtlichen Slitze als 

notwendig. Erwägungen gleicher Natur sind für die B.ezugsregalungan der ehemaligr:'n Mili­

tärpGrSOnell., deren Bezüge auf die Buzugsverhältnisse dor Zivilstaatsbedianstaten über­

führt ward.on sollen, massgebend. 

Eine planmässige Abstattung der Reätbeträge an die Tensionisten wird erst 

nach Durchführunr: einer entsprechenden Erfassung und Sichtung dar Bezugsberechtigten 

8ö:;1ich sein. 

Die untersohiedliche bezugsrechtliehe Behnndlung der öt'f'ep.tlichen Eedionstv 

diesseits und jenseits der Demarkationslinie ist bekanntlich darauf 2urUckzu!ühren t daß 

dur Dundesr<egierung eine Ingerenz auf' die Verwaltungsge'dete jß:t'lseits .der Demarkations­

liniu :luch ,'luf dem pGrsonellen Gebiot .entzogen war. nie Besoldung der öffentlichon Be­

dionsteten jenseits der Demarkationslinie erfolgte bisher auf Grund von Ansrdnungon der 

zuständigen Militärrogiarungend Auch diese Anerdnungen sind in don verschiedenen BesntzutlJ 

zonen verschieden. Es besteht be grUndo te Hoffnung, daS die ständigen BemUhungen,nuf dem 

Gebiete' dar Parsonalve.rwaltune mit Zustimmung dQr Alliiorten zu der dringend nötwe.ndiß0n 

Vereinheitlichung der Regelung im ganzen Bundeseebie;;t ;u gelangon, Erfolg habon werdon. 

Angestrebt wird eine einheitliche Bezugsregelung schon für März 1946. 

Voreekc~eno Verzögorungen bei der Auszahlung von Pensionen sind zum Teil 

nuf dio durch Bombenschäden und Krioljseroignisse'verursachten desolaton Vurhältnisse 

zurückzuführen, umtor welchen die Angestellten der Pensionsabteilung bish0r zu arbeiten 

genötigt waren. Die Beseitigung diGser unhaltbaren Zustände wird wi t Nachdruck betriebon •. 

Im übrigen sind vorgekommene Verzöeerungen in'der Auszahlung von Bezügen auf die auch 

LQute noch violfach bestehenden schlechton Verbindungen mit entlegenoren Orten, insbe­

sondere an der burgenländischen Gl:'8nZe, zurückzuführen. Auf die Behebung dieser Jli1äneol 

wird seitens der zuständigon Stellen mi.:t allem Naohdruck hingewirkt. 
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~ci&J,.[1tt :ilur ParlrUllGl1~8korr~esi.ond~.E.!:. 

3.Boiblnt.t Wien, 28.Februar 1046. 

6 •• " mit allem Nachdruck hingewirkt. 

Hinsicht.lich dl1r N.achzahlung der Renton n.n q,ie Unfnll-,lnvaliden- und 

./mgestelltenrentnor ist. folgendos zu bemerken: 

Nach der Befreiung üsterreichs verfügten die Sozia.lversicherungsträßor übel 

keinerlei hUtel, uia ihron Vürpfliclltuneon geGenüber don SoziD,lver:sicharungsrentnern np.ch­

kem::aen zu können. Sio wandten sich daherun das Bundesministerium für soziale Verwnltun.:::, 

die ~\.u sz;\hlung dor Renten durch Gowährung staatlicher Kredite sicharzustellon. 

Da roi der damalieen stantsfinanziollen Lago die AUfbrin.?;ung diS gesrunton 

v~n den Slzie.lversichol'ungspl'iigern für die Auszahlung der vollon Renten .... enötig")en BetraGe 
~ 

unmO,?,lioh war, konnten für die ·Zoit vom Juni bis ße:Jtember 1945 nur Ahschlagszahlun,sen in 

d81' Ji'orm eew1il1rt wardon, daß für je zwei ::ionate nur .:line ]{a.nte voll zur AusznhkunF, gebr.2Ch 

wurde. Ab Okto.er 1945 konnte!l die Renten mit staatlicher Hilfo voll D.usgezahl t ,.,erden. 

Aus 1945 sind daher d:ia Rentenznhlungon für die :ionato Juli u:nd Septembor 

rücl;:ständie ge.1ioben. 

Im L:tufe des Mon:;-its Jänner 1946 wurde den Sezialversieherungsträßern c1uroh 

staat liehe IC!"edit zuweisung die Auszahlung der einen MOl'l.atsrente ormögliohL Nach Mit t<;tilunl 

des Bundesministeriu!:ls für soziale Vorwaltung erfolßt dio Auszahlun[; diosor Monntsrenten 

in der zwei ton Hälfte Fohruar d.J. Die ..-\us2ahluni dar noch ausständi~;en zwei ton Monat srate 

dürfto nach Zu."Elisung der entsprechendem Vorsohüs:;Jt) im Laufe de:s l.iIonats :dki.rz, s:9ätcsteDs 

April d.J., o:rfoleen. 

13eigefügt muss worden, daß sich die .~1..e~ ~rstellune nur auf die russisehe 

Zono und auf Wien Dezieht, da in don ü"briE;tin Bundasländorn die Rentlm, sClwc:dt hi~r bekannt, 

zur Gänzo ausbozahlt wDrdon sind. 

-. ~~ , -, -. -..... 
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